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§17

(1) Begeht jemand, nachdem er
1. schon mindestens zweimal im räumlichen Gel­

tungsbereich dieses Gesetzes wegen eines Verbre­
chens oder vorsätzlichen Vergehens zu Strafe ver­
urteilt worden ist und

2. wegen einer oder mehrerer dieser Taten für 
die Zeit von mindestens drei Monaten Freiheitsstra­
fe verbüßt hat,
eine mit Freiheitsstrafe bedrohte vorsätzliche Straf­
tat und ist ihm im Fiinblick auf Art und Umstän­
de der Straftaten vorzuwerfen, daß er sich die frü­
heren Verurteilungen nicht hat zur Warnung die­
nen lassen, so ist die Mindeststrafe Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten, wenn die Tat nicht ohnehin mit 
einer höheren Mindeststrafe bedroht ist. Das 
Höchstmaß der angedrohten Freiheitsstrafe bleibt 
unberührt.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn das Höchstmaß der 
für die neue Tat angedrohten Freiheitsstrafe we­
niger als ein Jahr beträgt.

(3) Im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 gilt eine Ver­
urteilung zu Gesamtstrafe als eine einzige Verurtei­
lung. Ist Untersuchungshaft oder eine andere Frei­
heitsentziehung auf Freiheitsstrafe angerechnet, so 
gilt sie als verbüßte Strafe im Sinne des Absatzes 
1 Nr. 2.

(4) Eine frühere Tat bleibt außer Betracht, wenn 
zwischen ihr und der folgenden Tat mehr als fünf 
Jahre verstrichen sind. In die Frist wird die Zeit 
nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf be­
hördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
worden ist.

Auswirkungen oder durch andere positive Leistungen 
beweist, daß er grundlegende Schlußfolgerungen für 
ein verantwortungsbewußtes Verhalten gezogen hat 
und deshalb zu erwarten ist, daß er die sozialistische 
Gesetzlichkeit einhalten wird;

2. wenn die Straftat infolge der Entwicklung der 
sozialistischen Gesellschaftsverhältnisse keine schäd­
lichen Auswirkungen hat.

§44

Strafverschärfung bei Rückfallstraftaten

(1) Wer wegen Verbrechens gegen die Persönlich­
keit, Jugend und Familie, das sozialistische, persönli­
che oder private Eigentum, die allgemeine Sicher­
heit oder die staatliche Ordnung bereits zweimal 
bestraft ist, wird, wenn er erneut ein derartiges Ver­
brechen oder vorsätzliches Vergehen begeht und der 
Charakter und die Schwere der gesamten strafbaren 
Handlungen sowie die Persönlichkeit des Täters 
eine besonders nachhaltige Bestrafung erfordern, 
bei einem Verbrechen mit Freiheitsstrafe nicht un­
ter fünf Jahren, bei einem Vergehen mit Freiheits­
strafe von drei bis zehn Jahren bestraft.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn be­
reits das verletzte Gesetz eine höhere Mindeststrafe 
vorsieht.

§39

(2) Die Freiheitsstrafe . . . (s. u.) wird auch gegen 
Täter angewandt, deren Tat zwar weniger schwer­
wiegend ist, die aber aus bisherigen Strafen keine Leh­
ren gezogen haben.


